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Bis zum Jahre 1878 betrug die Ein¬
nahme: <,

1. Die Summen unter a. und b. . . 936 100 M.
2. Aus dem Verkaufeder auf dem Bau-

Platze befindlich gewesenen Holzbauten :c. ________ 208 „
Summe 936 308 M. — Pf.

Dagegen die Ausgabe .............. 360 689 „ 34 „
Bleibt Bestand . . 5?5 618Nt^6(sPf,

Der Bau des Ständehauses konnte in 1877 wegen der gegen die Unternehmerder Maurer¬
arbeiten, Gebr. Herter in Bonn eingeleiteten strafrechtlichen Untersuchungnur weuig gefordert
werden. Vor Eintritt des Frostes wurde das Mauerwerk bis zur Hohe des ersten Stockwerks
fertig gestellt.

Stvahen Verwaltung.

Die Verwaltung und Unterhaltung der Straßeu im Jahre 1877 war mit ganz besow
deren Schwierigkeitenverknüpft. Zunächst waren die Straßeu bei der Uebergabe vielfach in sehr
mangelhaftemZustande, welcher theils durch zu große Sparsamkeit in der Unterhaltung der Stein¬
bahn oder durch Verwendungvon zu weuig widerstandsfähigemBefestigungsmaterial, theils durch
zu milde Handhabung der Bestimmungenüber die Radfelgenbreite,durch den Mangel hinreichender
Beaufsichtigungund sonstige Umstände verursachtwar. Insbesondere befanden sich die Brücken-
anlagen und die gepflastertenStraßenstreckenin Städten und geschlossenenOrtschaften vielfach in
einer Verfassung, welche zu begründetenKlagen Veranlassung gab und eine alsbaldige Herstellung
oder Erneuerung erheischte.

Unter solchen Verhältnissentraten nun im April 187? neue Organe an die Spitze der
Straßenverwaltung.

Bei diesem plötzlichen Wechsel waren Stockungeu in der Geschäftsführung unvermeidlich.
Aber auf manchen Gebieten trat in Folge der veränderte» Organisation auch eine weseutliche
Aeuderung in der Behandlung und Bearbeitung der Geschäfte ein. Die Eompetenzvcrhältmssr
namentlichin Angelegenheitender Bau- und Straßenpolizei, sowie in Alignemeutssachenwurden
verschoben und erheischten hinfort eine von der früheren Art ganz abweichende Behandlung, über
deren Grundsätzeeine Verständigungmit den Landespolizeibehörden angebahnt werden mußte. Die
Vorstände resp, leitendenBeamten der Kreis- und Gemeinde-Verbände,deren Mitwirkung bei der
Verwaltung des in ihren Bezirken vorhandenen Straßennetzes in außerordentlichvielen Fragen
uueutbehrlichist, waren bei der früheren Organisation den Straßenverwaltungsbchörden,deu Kö¬
niglichenRegierungen,untergeben uud wenigstens in allen den Schutz der Straßen betreffenden
polizeilichen Angelegenheitenan die Weisungen der letzteren gebunden, während nach dem Ueber-
gauge der Verwaltung auf die ständischen Organe, diese letzteren und die erwähnten Kreis- und
Gemeindebehördenin coordinirtemVerhältnisse stehen. Wenn diese Verhältnisse schon eigenthüm¬
liche und früher nicht zu Tage getretene Schwierigkeitenin sich fchlossen, so waren deu meistender

10



74

neu angestelltenBaubeamten die ihnen überwiesenen Bezirke noch vollständig unbekannt. Insbe¬
sondere mußten sich die Wegebau-Inspektoren,bevor sie zu einer ersprießlichen Thätigkeit übergehen
konnten, zunächst in ihren weit ausgedehntenBankeisen orientircn und waren alsdann auf die
Ausführung von Kosteuanschlägen und Projekten angewiesen, welche noch von ihren Amtsvorgängern
aufgestelltwaren. Mit den Straßen selbst wurde ein ganzer Verwaltung«-Apparat übernommen,
welcherden neuen Beamten vollständig fremd war und zum Theil aus wenig zuverlässigen Ele¬
menten bestand. Mehrere der übernommenenChaussee-Aufsehermußten alsbald wegen entdeckter,
schon lange betriebener,Unterschleife theils entlassen, theils der gerichtlichen Bestrafung überwiesen
werden. Die Straßen-Inventarien, die Bauunternehmnngsverträge,die Submissious-Verpachtungs-
verhandlungen und die anderen zahlreichen, in der Straßenverwaltung vorkommendenVerhand¬
lungen und Rechtsgeschäfte waren in jedem Regierungsbezirkenach ganz verschiedenartigen Formu¬
laren aufgestellt, so daß hierdurch eine sachgemäße Bearbeitung und Prüfling sehr erschwertund
zunächst die Anbahnung und Einführung einheitlicherFormulare erforderlichwurde. Aber auch in
sachlicher Beziehung fanden in der Behandlung der Straßeuangelegeuheiten in den einzelnen
Regierungsbezirkenviele Verschiedenheitenstatt, welche die Geschäftsführung, namentlich an der Central-
stelle, nicht unerheblich erschwerten.Dazu kam noch, daß ein großer Theil der Geschäfte, namentlich solche
von präjudiziellerBedeutung, von den staatlichen Organen, um der Wirksamkeit der stäudischeuOrgane
nicht vorzugreifen, in den letzten Monaten vor der Uebernahmeunerledigt geblieben war, so daß
die letzteren gleich beim Beginne ihrer Berufsthätigkeit mit Arbeite» in einem Maße überhäuft
wurden, wie es in normalenVerhältnissen nicht vorzukommen Pflegt. Und da auch ueue Behörden
erfahrungsmäßig mit Beschwerdenund Anliegen aller Art nicht verschont zu werden pflegen, so
konnte es nicht ausbleiben, daß Manches, was im Jahre 187? zur Ausführung projektirt war,
erst im Laufe des Jahres 1878 fertig gestellt wurde, daß vielfachenAnsprüchennicht genügt
werden konnte und in der Erledigung der Geschäfte sowohl bei der Centralstelleals auch bei den
LokalbehördenStörungen und Verzögerungen nicht immer zu vermeidenwaren. Zu derartigen
Verzögerungentrug auch noch wesentlich der Umstand bei, daß Seitens der Königlichen Regierungen
nicht alle auf die Straßenverwaltung bezüglichen Akten, z. B. solche, welche zugleich in das Gebiet
der Landespolizeioder der Communalaufsichthineinschlugen,zur Uebergabegelangt waren, so daß
vielfache Rückfragenund Reklamationenerforderlichwurden.

Der nachfolgende Bericht beabsichtigtein Bild der Straßenverwaltung im Jahre 187?
in der Weise zu geben, daß zunächst (I) die Uebernahme der Straßeuverwaltung von den staat¬
lichen Organen und das damit in Verbinduug Stehende, sodann (II) die Organisation der stän¬
dischen Straßenverwaltung, darauf (III) die Geschäftsführungdes Jahres 1877, und zwar unter
der letzteren Rubrik die eigentliche ordinäre und extraordinäre Unterhaltung der Chausseeu, sowie
die Neu- und Umbauten, die im Jahre 187? neu übernommeuenStraßen, die bewilligten resp,
gezahltenNeubauprämien und Beihülfen zum Gcmeindewegebauund endlich die Ausführung des
Beschlussesdes letzten (25.) Provinzial-Landtags bezüglich der Beseitigung der Pappeln, Ulmen
nnb Eschen an den Provinzialstraßen zur Darstellung gelangen. Hieran wird sich dann in beson¬
deren Abschnitten (IV) ein Bericht über die von der früheren Straßeuverwaltung überkommenen und
über die noch schwebenden Prozesse(bis 1. November 1878) eine generelle Uebersicht (V) über die
Ergebnissedes Fiualabschlusses der Straßenverwaltung pro 1877 und endlich eine Mittheilung (VI)
über den bei der Straßenverwaltuug vorhandenenNebenfonds zur Unterstützungder Wittwen der
Straßen-Aufseher anschließen.
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1. Uebernahme der Straßen Verwaltung.

1. Von dem Provinzial-Verwaltungsrathewar in der Sitzung vom 13./16. December1876
beschlossenworden, daß die direkte Verwaltung der Straßen- und Wegebau-Angelegenheiten nach Maß¬
gabe des §. 5 des Regulativs vom 17. Januar 1876, betreffend die Vereinigung der in der
Nheinprovinz bestehendenBezirksstraßenfondsund der Fonds zu der Unterhaltung der Staatsstraßen
zu Einem ProvinzialstraßenfondsSeitens der provinzialständischen Organe am I.April 187? über¬
nommenwerde, und der Herr Handelsministerhatte durch Rescript vom 13. Januar 187? III
790 mit der Festsetzung dieses Uebernahme-Terminssich einverstandenerklärt.

Auf Grund der Ministerial-Erlasse vom 27. Januar und 3. October 1876 über die vor¬
läufige Fortführung der Chaussee-Bau-Verwaltungdurch die Staats - Organe und über die Vor¬
bereitungenzur Uebergabederselben an die Organe der Provinz fanden zwischen den ständischen
Kommissarenund den Commissarender Königlichen Regierungenzu Coblenz und Düsseldorfam 5.
resp. 8, Mär; 1877 Vorbesprechungen statt, in welchen über die Art und Weise der Ausführung
der Uebergabeder Staats- und Bezirksstraßen - Verwaltung in den resp. Regierungsbezirken,über
die den Uebergabe-Protokollen beizufügendeneinzelnen Verzeichnisse, Schemas lc. sowie über die
lokale Uebergabeder Straßen u. Vereinbarungen erfolgten.

Nachdemdie Königlichen Regierungen zu Aachen, Cöln und Trier für ihre Bezirke mit
diesen Vereinbarungen sich einverstandenerklärt hatten, fand Seitens der Commissare der ständischen
Central Verwaltung die generelleUebernahme der Verwaltung der Provinzialstraßeu laut Ueber¬
gabe-Verhandlungenan den folgendenTagen statt:

am 28. März 1877 bezüglich der Straßen im RegierungsbezirkCoblenz,
am 29. März 187? desgleichen im RegierungsbezirkDüsseldorf,
am 31. März 1877 desgleichen im RegierungsbezirkAachen,
am 5. April 187? desgleichen im RegierungsbezirkCöln,
am 6. April 187? desgleichen im RegierungsbezirkTrier.

Seitens der ständischen Wegebau-Inspektorensind die Provinzialstraßen und die darauf
bezüglichen Akten :c. der Kreisbauämter theils vor Ende März, theils Anfangs April 187? von
den Königlichen Kreisbaubeamtenübernommenworden.

2. Bezüglich des Zustandes der übernommenen Straßen nebst Zubehör sind nach einem von
der Centralstelleunter dem 26. Juni 187? ertheilten Schema von den Wegebau-Inspektorentabel¬
larischeNachweisuugen aufgestelltworden.

Diese Nachwcisungen ergeben speziell,wo der Zustand der Steinbahn, Bankette, Gräben
und Böschungen,sowie der Bauwerke der Straßen als gut, genügend,mangelhaft oder schlecht zu
bezeichnen war, ob die Absteinnug vorhanden resp, mangelhaft oder nicht vorhanden, inwieweit
Grenz-Anerkennungs-Verhandlungenvorliegenund die Straßen-Inventarien vollständig,ob Straßen¬
bilder, Situations- und Nivellements-Pläne, Handrisse mit eingeschriebenen Maßen und General¬
stabskarten vorhanden, resp, iu welchem Zustande diese Stücke übergebenworden sind, sowie wie
viel Chaussee-Walzen,und in welchemZustande, bei der Uebernahmevorhanden waren. Insbeson¬
dere ist aus diesen Nachweisungen hervorzuheben,daß die meisten Straßen in ihren Grenzen nicht
besteint,uud wenn dies wirklich der Fall, die Dokumente über die Besteinung so unsicher oder
mangelhaft sind, daß etwa verloren gegangeneGrenzen nur mit Schwierigkeitenwieder hergestellt
werden können. Indem in dieser Beziehung ein Eingehen auf Einzelheiten an dieser Stelle zu
weit führen würde und daher auf das vorliegende Akten-Material verwiesen wird, mag hier nur
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bemerkt werden, daß durch den Gebrauch des schmalrädrigcuFuhrwerks mit mehr als 10 resp.
20 Eentner Ladung die Steiubahueu auf mehreren Provinzialstraßen, namentlichdes Regierungs¬
bezirks Coblenz, in Folge der tief einschneidenden Geleise erheblich beschädigt gewesen sind, welcher
Uebelstandin der zu milden Handhabung der Allerhöchsten Verordnungen vom 17, März 1839
und 12. April 1840, betreffendden Verkehr auf den Knnststraßen,seinen Grund hatte.

Bei der von den ständischen Wegebau-Inspektoren auf Grund örtlicher Untersuchung vor¬
genommenen Prüfung der Verzeichnisse der an den ehemaligenStaatsstraßen belegenenLagerplätze,
Parzellen und Absplissen, welche als Pertiuenzien dieser Straßen mit denselben in das Eigenthum
des Provinzial-Verbandes übergehenmußten, haben sich mannigfache Differenzenund Abweichungen
ergeben,welche namentlichdarin bestehen, daß:

a. in den Verzeichnissen Grundstückenicht angegebensind, welche in den Straßeninventarien
als solche aufgeführt stehen, und umgekehrt,die Verzeichnisse Grundstücke nachweisen,über
deren Zngehörigkcitdas Inventarium der betreffendenStraße keinen Aufschluß gibt;

1>. einzelne der in den Verzeichnissen aufgeführten Straßcu-Pertincnzieu oder Theile derselben
in den Besitz der angrenzendenGrundeigenthümer, sei es durch Ankauf, sei es iu sonstiger
Weise, übergegangenwaren;

o. Grundstückezu einer Straße thatsächlich gehören, welche weder in den Pertinenzien-Ver-
zcichnissen noch in den Inventarien als zugehörigaufgeführt waren.

Mehrfach fehlt auch in den Verzeichnissen sowohldie Katasterbezeichuungals die Angabe
der Größe der Pertinenz-Grundstncke.

Wegen der vorstehend »ud o, bezeichneten Grundstücke,welche mit zur Uebergabehätteu
gelangen müssen, sind mit den Königlichen Regierungen besondere Verhandlungen eingeleitetworden,
welche theils inzwischen ihren Abschluß gefunden haben, theils jetzt noch schweben.

Wegen Fortschreibungder Staatsstraßen nebst Pertinenzicn auf den Namen des Pro¬
vinzial-Verbandes der Rheinprovinz sind die Kataster-Aemtervon den Königl. Regierungen mit
Auftrag versehen worden.

Was insbesondere noch die nach §. 18 ai. 2 des Dotations-Gcsetzesvom 8. Juli 1875
der Provinz ebenfalls zu überweisenden Ehausseewärter-und Einnehmer-Häuseranlangt, so hatte es
sich herausgestellt, daß in der Rhcinprovinz ebenso, wie in anderen Provinzen des Staates, ein
Theil dieser Häuser uach dem Inkrafttreten des gedachten Gesetzes, jedoch vor dem Termine des
Ueberganges der Verwaltung der Straßen ans die Provinz, veräußert und die Kauferlöse zur
Staatskasse eingezogen waren. Zufolge der dieserhalbmit der Königl. Staatsregicrung eingeleiteten
Verhandlungen, wobei diesseits auf eine die Erstattung dieser Kaufgelderan die Provinzialverbäude
beantragendeResolution des Hauses der Abgeordnete«vom 17. Dezember 1877 Bezug genommen
wurde, theilte der Herr Finanzminister durch Rescript vom 10. September 1878 mit, daß die
Ueberweisungder Kaufgelder für die nach dem 12. August 1875, als dem Tage des Inkraft¬
tretens des gedachten Gesetzes veräußerten fiskalischen Ehaussccwärter-und Chausseegeldcmpfaugs-
Häuscr an die Provinzial-Verbändevom Königlichen Staatsministerium beschlösse«sei.

3. Die Akten der Verwaltung der ehemaligen Staats» und Bezirksstraßenund ebenso die
Straßenkarten und Pläne wurden auf Grund der aufgestelltenExtrakte aus den Nepertoricu der
Regierungs-Bau-Registraturen an die provinzialstandischeVerwaltung nach dem 1. April 187?
übergeben; wo desfallsige Akten als fehlend ermittelt wurden, sind solche nachträglich über-
sandt worden.
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Ueber die übergebenenAkten, welche sämmUich in der Straßen-Registratur niedergelegt
sind, ist ein neuer allgemeinerRegistraturplan aufgestelltworden, in welchemBestimmungen ge¬
troffen sind, nach welcher Einteilung und übersichtlichen Ordnung die Akten aufzubewahren,das
Akten-Repertoriumzu fertigen und fortzuführen und neue Alten nach den verschiedenen Materien
und, soweit sie nicht allgemeinenInhalts sind, nach den vorhandenen 17 Wegebau-Inspektionen
getrennt anzulegensind.

4. Behufs Bestreitung der Ausgaben für die Unterhaltung der vormaligen Staats- und
Bezirksstraßen während des 1. Quartals l87? sind ebenso wie in 1876 den Königlichen Re-
gicrungs-Hlluptlassendie erforderlichenGeldzuschüsse in Monats-Raten von der ständischen Central¬
kasse überwiesen uud ist nach dem 1. April 187? auf Grund der von den Regierungs-Hauptkassen
angefertigten Abschlüsse über die Einnahmen und Ausgaben pro 1. Quartal 1877 und der dazu
gehörigen und übergebenen Rechnungsbeläge die Abrechnung mit den genannten Hauptkassen
bewirkt worden.

Die in diesen Abschlüssen aufgeführten wirklichen Einnahme- und Ausgabe-Beträge
wurden auf die Provinzialstraßen-Rechnnngpro 1877 übertragen und bei den einzelnen Kapiteln,
Titeln uud Positioueu des für die Verrechnungvorgeschriebeueu Schemas, zu denen sie gehörten,
von der ständischen Centralkasse verrechnet.

II. Organisation.
1. Nach §. 5 des Regulativs vom 17. Januar 1876 betreffenddie Vereinigungder in

der Rheinprovinz bestehenden Aezirksstraßcnfoudsund der Fonds zu der Unterhaltung der Staats¬
straßen zu Einem Provinzial-Straßenfonds, war Behufs örtlicher oberer Leitung und Verwaltung
des Straßeuwesens die Provinz unter möglichster Berücksichtigung der Kreis-Eintheiluugderart iu
Inspektionsbezirkeeinzutheilen,daß der Regel nach 50 bis 60 Straßenmeilen (375 bis 450 Kilo¬
meter) auf einen Inspektionsbezirkkommen würden.

Dementsprechendwar nach dem von dem 24. RheinischenProvinzial-Landtage in der
Sitzung vom 16. September 1875 festgesetztenSpezial-Etat für die örtliche Straßeuverwaltung
eine Eintheilung der ganzen Provinz in 16 Wegebau-Iuspektions-Bezirkein Aussichtgenommen.

Der Ausführung diefer Eintheilung traten aber erhebliche Schwierigkeiten,insbesondere
der Umstand entgegen, daß bei Festhaltung von 16 Vaubezirkenentwederdie Gebirgs-Kreiseoder
die Kreise in der Ebene benachtheiligtworden wären. Um dieses zn vermeiden,hat der Provinzial-
Verwaltungsrath in der Sitzung vom 16. Dezember 1876 die Bildung von 17 Bezirken vor¬
genommen, welche Eintheilung von dem 25. Rheinischen Provinzial-Landtagein der Sitzung vom
10. April 1877 nachträglichgenehmigtwurde.

In der angeschlossenen Uebersicht nebst dem dazu gehörendenVerzeichnisse über die Pro-
vinzialstraßen werden die einzelnenWegebau-Iuspektionenund die Wegebau-Inspektorennamentlich ^5^
aufgeführt, auch ergibt die Uebersicht die Anzahl der in den einzelnen Wegebau-Inspektionenvor¬
handenen Chaussee-Aufseher und, Chausseewärtcr,sowie die in jeder Inspektion vorhandeneAnzahl
Straßen und deren Länge.

Wie in der Uebersicht ferner nachgewiesen wird, beträgt der Flächeninhalt der politischeu
Kreise der Rhcinprovinz überhaupt 2 697 488 Hektar oder 26 974 Quadrat-Kilometer und die
Zahl der gegenwärtigbeziehungsweise am 1. November 1878 vorhandenen Provinzialstraßen 411
mit einer Gesammtlängevon 6 527,04 Kilometer.
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Von diesen Straßen sind bei der am 1. April 187? stattgehabtenUebergadcübernommen:
124 vormalige Staatsstraßen mit einer Gesammtlängevon 2 311,58 Kilometer,
^78 „ Bezirksstraßen ., „ „ „ 4165,02

Hinzugetretensind seit dem 1. April 187?
9 auf den Proviuzialstraßenfondsübernommene Prämien¬

straßen mit einer Länge von ........ 50,44 „
sind obige 411 Provinzialstraßen mit einer Gesammtlängevon . . 6 527,04 Kilometer.

Es kommen demnachauf eine Wegebau-Inspektionder Bestimmung des §. 5 des Straßen¬
regulativs vom 17. Januar 1876 entsprechend durchschnittlichrund 384 Kilometer, auf deu Auf-
sichtsbezirkeines Aufsehers resp. Wärters durchschnittlich19,37 Kilometer Straßeulänge und auf
den Quadratkilometer durchschnittlich 0,242 Kilometer Straßenlänge.

2. Auf Grund der im Laufe der Straßen-Verwaltung gemachten Erfahrungen hatte sich
eine Abänderung und Ergänzung einzelnerVorschriftender unter dem 21. Februar 187? erlassenen
„vorläufigenBestimmungenüber das Kassen- und Rechnungswesen der ständischenSpezial-Bcmkasseu
in den ständischen Chausseebau-Iuspektiouen"als nothwendig ergeben. In Folge dessen wurden
nach Zustimmung des Herrn Ober-Präsidenten und beziehungsweisedes Herrn Finanz-Ministers
die anliegenden Bestimmungen über das Kassen- und Rechnungs-Wesender Spezial-Bautasseu
aufgestellt,zu welchen der Provinzial-Verwaltungsrath in der Sitzung vom 11./13. Dezember 187?
die Genehmigungertheilte.

Nach §. 1 aiiueg, 2 diefer Bestimmungen sind die Spezialbaukasscn in der Regel deu
Gemeinde-Empfängernals Nebenamt zu übertragen, indeß könnennach dem ergänzendenBeschlusse
des Provinzial-Verwaltungsraths vom 4./5. September 1878 ausnahmsweise auch zuverlässige und
geeignete Privatpersonen mit der Verwaltung einer solchen Kasse betraut werden.

Wie die anliegendeNachweisungergibt, sind gegenwärtigin den 17 ständischen Wegebau-
Axü,^^ Inspektionen 135 ständische Spezial-Baukasseneingerichtet,von denen

84 Königlichen Steuer- und Gemeinde-Empfängern,
3 Königlichen Steuer-Empfängern,

45 Gemeinde-Empfängern,
2 den Rendanten der Irren-Anstalten zu Andernachund Düreu,
1 dem Privatmann Steil zu Neuerburg

übertragen sind.
Da diese Einrichtung sich bis jetzt bewährt, so liegt keine Veranlassung vor, eine anderweite

Einrichtung zu treffen und etwa in jeder ständischenWegebau-Inspektioneine oder nach den
obwaltendenbesonderen Umständen2 eigens bestellte Inspettionskasseneinzurichten, zumal dies mit
Rücksicht auf den diesen besonderen Inspektionskasseuzufallenden größereu Geschäftskreisund die
hiermit verbundeneschwierigere Kassenverwaltungfür das Abrechuungsverfahrenmit der ständischen
Hauptkassemit manchenUnzuträglichkeitenverbunden sein würde, auch namentlich die Sicherheit
der Geldbeständebei den Inspektionskassenbei etwaigen Defektenmehr Gefahr liefe.

Die durch Vermittelung der Spezial-Baukassen einzuziehenden Beträge
erreichendie Summe von .................. 75 000 M.
und die Ausgabe-Beträgedie Summe von ............. 4 500 000 „

Der Umschlag beträgt demnach überhaupt .......... 4 575 990 M.
mithin durchschnittlich bei einer Spezialbautasse ruud ... 33 999



79

während der Durchschnitt bei der Einrichtung von 1? Inspektionstassensich auf 269118 M.
belaufen würde.

Hierzu tritt, daß sich wenig geeignete Personen finden lassen, welchen die mit so großer
Verantwortlichkeitverbundene Verwaltung der Inspettioustassenanvertraut werden tonnte und welche
für die Sicherheit der Kasse eine dem Umschlagederselben entsprechende Kaution zu stellen im
Stande sein würden.

Außerdemwürde, während sich die Kosten der jetzigen Einrichtung auf rund 42 000 M.
beziffern, den 1? Inspettionstassen-Rendantenmindestens ein Gehalt von je 3000 M, und für Reise-
uud sonstige Kosten eine Entschädigung von je 2400 M. zu bewilligen sein, also überhaupt je 5 400 M.

Die Gesammttostender neueu Einrichtungwürden sich daher auf ... 91 800 M.
also gegen die Kosten der jetzigen Einrichtung von .......... 42 000 „
auf ruud ....................... 50 000 M.
mehr belaufen.

Dabei würde es noch fraglich fein, ob 17 Inspektionskassen zur Abwickelung der Geschäfte
geuügeu würden.

III. Geschiistsfichrmg des Jahres 1877.

1, Durch Ministerial-Erlaß vom 7. November 1875 hat der Herr Handelsminister ausge¬
sprochen, daß, wenn die Königliche Staatsregierung in Gemäßheit des ß. 23 al. 1 des Dotations-
Gesetzes vom 8. Juli 1875 ihre Organe für die Verwaltung und Unterhaltung der bisherigen
Staats-Chausseeu noch weiter herzugeben habe, es angemessen erscheine, den bereits vorhandenen
ständischen Organen eine gewisse Mitwirkung bei dieser Ehausseeverwaltungeinzuräumen. Diese
Mitwirkung werde hinsichtlich der Unterhaltung der Chausseen sich vorzugsweiseauf die Verwen¬
dung der hierfür in dem 8- 20 des vorgedachten Gesetzes ausgeworfenen Dotationsreute zu beziehen
haben. Dem Provinzial-NerwaltungSrathemuffe daher vorbehalten bleiben, auf Grund des von
den Bezirts-Regierungen einzusendenden Materials diejenigenSummen zu bezeichnen, welche in
jedem Regierungsbezirkefür die gewöhnliche,beziehungsweifedie extraordinäre Unterhaltung der
Chllusfeen verwendetwerden sollen. Dementsprechend wurden für das Jahr 1876, in welchem die
Unterhaltung der Straßen noch durch die Königlichen Behörden auf Rechnungdes Provinzial-Ver-
bandes stattfand, von den Königlichen Kreisbaubeamtendie zur Unterhaltung und außerordentlichen
Instandsetzungder Straßen erforderlichen Mittel in der bisherigenWeise für jede Straße besonders
veranschlagtund diese Anschläge von den Königlichen Regierungender diesseitigen Verwaltung ein¬
gesandt. Auf Grund der Anschläge trat die Bewilligung der für das Jahr 1876 zu verwendenden
Mittel ein. Auch für das Jahr 1877 mußte, da die Verwaltung der Straßen über den 1.
Januar hinaus noch bei den Königlichen Regierungenverblieb und die ständischeVerwaltung selbst
noch keine Organe hatte, welche die Veranschlagungvornehmenkonnten, die Aufstellung der An¬
schläge noch durch die staatlichen Organe erfolgen. Den KöniglichenRegierungen war hierfür
durch den Herrn Handelsministermit Nescript vom 14. Mai 1876 die besondereVorschrift gegeben
daß bei der Ermittelung der für die gewöhnliche Chaussee-UnterhaltungbenöthigtenSummen, wie
bei der Veranschlagungder außergewöhnlichenInstandsetzungsarbeiten das wirtlich vorliegende
Bedürfniß iu's Auge zu fassen und von einer darüber hinausgehendenAnmeldung unbedingt abzu-
sehe» sri.

Wie bei den Staatschausseen wurde auch bezüglichder vormaligenAezirtsstraßen verfahren.
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Es wird bemerkt, daß in Nachstehendemalle diejenigen Mittel, welche auf Grund der
allgemeinenVeranschlagungfür das Jahr 187? bewilligt worden sind, als ordinaire Bewilligungen
aufgeführt werden, dahingegen alle während des Jahres zu neu hervorgetretenen Bedürfnissen
bewilligte Mittel als extraordinäre Bewilligungen bezeichnet sind,

Die Bewilligung der Unterhaltungssummenfür das Jahr 187? stellt sich wie folgt:
n.. Staatsstraßen.

Gefordert waren durch Anschläge von der Königlichen Regierung in
Aachen ..... 97253 M.
Coblenz
Cöln . .
Düsseldorf.
Trier . .

Zusammen

273 255
225 240
548 870
453 630

1598 248 M.
Die Bewilligung dieser Forderungen trat unverkürzt ein.
Bemerkt wird, daß unter den für Aachen bewilligtenPosten sich Anschläge über die

Weißenhaus-HerbesthalerStraße und die Aachen-Lütticher Straße aä 3 59? M. resp. 3 229 M.
befanden, deren Kosten, da die Straßen als Grenzstraßen von dem Königreich Belgien mit zu
unterhalten sind, von der Straßen-Verwaltung nur zur Hälfte zu tragen waren.

Nach den stattgehabtenAbrechnungenhaben sich die wirklichen Kosten der Ausführung,
welch' letztere bis zum 1. April 187? unter Leitung der Königlichen Lokalbanbeamtcn, sodann unter
Leitung der ständischen Wegeban-Inspektorenstattfand, wie folgt belaufen:

Aachen. . 87 633 M. 36 Pf.
Coblenz. . 255 259 „ 87 ,,
Cöln . . 225 582 „ 54 „
Düsseldorf. 542 374 „ 73 „
Trier . . 404 571 „ 18 „
Zusammen, 1515 421 M. 68 Pf.

Es sind jedoch zwei Anschläge betr. Instandsetzungen auf der Saarbrück-St. Ingberter Straße
»<1 38 500 M. und der Trier-SaarbrüÄ-Saargemünder Straße llä 3 710 M. in 187? nicht vollständig
zur Ausführung refp. Abrechnung gekommen; die stattgehabtenAusgabenauf diese Anschläge betragen:
auf den 1. Anschlag ................. 30594 M. 54 Pf.
„ „ 2. „................ 254 5 ., 80 „

so daß sich die Gesainmtausgabe für die ordinaire Unterhaltung der
Staatsstraße!, in 1877 auf.............1 548 563 M. 32 Pf.

beläuft.
1>. Bezirksstraßen.

Von den KöniglichenRegierungen waren durch die Kosten-Anschläge zur Unterhaltung in
1877 gefordert:

Aachen .....337 250 M.
Coblenz .... 357230 „
Cöln ..... 438 770 „
Düsseldorf. . . . 530 500 „
Trier . . .. . 359 0 40 „
Zusammen . . . 2 022 790 M.
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welche unverkürztbewilligt wurden. Die Kosten der Ausführn»« der Anschlüsse belaufen sich nach
den erfolgten Abrechnungen im Regierungsbezirk

Aachen auf 324 876 M. 25 Pf.
Coblenz „ 307 028 „ 40 .,
Cölu „ 442 405 „ 94 „
Düsfeldorf „ 503 641 „ 39 „
Trier „ 342 572 „ 61 „
Zusammen . 1 920 524 M, 59 Pf.

Außerdemfind für neu übernommene Straßen in dem Jahre 1877 an Unterhaltungskosten
bewilligt und resp, verausgabt worden für die Straße

Kirspel - Burgwalbniel bewilligt 1 100 M., verausgabt 1 062 M. 80 Pf.
Birk ° Euchen - Neußen
Reinsport ° Wintrich
Sinspelt - Bollendörf
Kellenbach'straße
Süchteln - Lobbeiich

Zufammcn . . 15 700 M. 14340 M. 79 Pf.
Die Bewilligungen für die Instandhaltung der Bezirksstraßenpro 187?

haben somit betragen ..............2 038 490 M. — Pf.
Die Ausführung hat................ I 934 865 „ 38 „

getostet.
Hierzu tritt ein im Jahre 187? ausgegebenerBetrag für vollständige

Ausführung des Anschlags zur gewöhnlichen Unterhaltungder Prüm-
Berncasteler Straße pro 1876 von .......... 1686 „ 75 „

so daß sich eine Oesammt Ausgabe-Summe von ........1 936 552 M. 13 Pf.
ergibt.

2) Für außerordentliche,während des Jahres 187? hervorgetreteneInstandsetzungsbedürf'
nisse mußten folgende Mittel zur Verfügung gestelltwerden:

a. Staatsstraßen.
Es wurden bewilligt für Staatsstraßen im Regierungsbezirk

1 300 „ „ 1275 , !,0 „
2 600 „ », 2 409 . 20 „
3 200 „ „ 2 394 , in „
6 900 „ „ 6 607 , 20

600 ,, „ 591 , 59 „

rungsbezirk

Aachen . . 2 400 M. — Pf.
Coblenz . 12 800 „ — „
Cöln . . . 5 290 „ — „
Düsseldorf. . 57 106 „ 60 „
Trier . . , 13 985 „ — „
Summe . . 91581 M. 60 Pf.
vollständig ausgeführt und haben die

Aachen. . 2 258 M. 75 Pf.
Coblenz . 8 464 „ — „
Cölu . . 5 012 „ 60 „
Düsseldorf. 46 920 „ 72 „
Trier . . 15 34? „ 75 „

Zusammen. 78 003 M. 82 Pf. n
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Ferner wurden folgende Anschlagsbeträgebewilligt, die Anschläge konntenaber in 1877
nicht vollständigausgeführt werden:

für Coblenz .... 2 900 M.
„ Düsseldorf . . . 34 400 „
„ Trier. . . . . 35400 „

Zusammen . . . 72 700 M.,
auf welche im genannten Jahre 44 022 M. 45 Pf. verausgabt worden sind.

In 187? mußten ferner Ausgaben geleistet werden für die Zuendeführnng verschiedener
extraordinärer Anschläge «x 1870 und zwar:
für den Neuban der Wupperbrückebei Burg .......... 01 701 M. 5,1 Pf.
„ Umpflasterung d. Sommerweged. Düsseldorf-Barmen'erStraße in Barmen 3 752 „ 21

die extraordinaire Instandsetzungder Cöln-Olpe'r Straße .... 1469?
„ Mülheim-AltenkirchenerStraße . 389
„ Mülheim-SchlebuschcrStraße. . 11246

„ „ „ „ Gummersbach-HückeswagenerStr. 2 57?

6
IN
90

Summe . . 94 363 M. 78 Pf.
so daß im Ganzen für die außergewöhnliche Unterhaltung »ud Instandsetzungder Staatsstraßen
212 390 M. 5 Pf. in 187? verausgabt sind.

d. Vezirksstraßen.
Zur Deckung der Kosten für außerordentlicheInstandsetzungsarbeitenauf den Bezirks-

straßen mußten während des Jahres 187? folgende Bewilligungeu eintrete»
im RegiernngsbezirkAachen . . 16 315 M. — Pf.

Coblenz . . 11800 „ — „
Cöln ... 22 100 „ — „
Düsseldorf . 87 074 „ 90 „
Trier. . . 55 952 „ — „
Znsammen . 193 241 M. 90 Pf.

Für diese ertraordinaire» Instandsetzungenwurden ausgegebenim Regierungsbezirk
Aachen . . 14 69? M. 30 Pf.
Coblenz . . 9 956 „ 67 „
Cöln ... 20177 „ 85 „
Düsseldorf . 63 520 „ 13 „
Trier. . . 55 085 „ 5? „
Zusammen . 163 43? M. 52 Pf7

Bei weiteren Bewilligungen im Regierungsbezirk
Coblenzvon. . . . 54 980 M.
Düsseldorf von ... 6 800 „
Trier von . . . . 6 900 „

Zusammen . . 68 680 M.
haben die Anschläge nicht vollständig ausgeführt werden tonnen und ist im Jahre 187? nur eine
Kostenaufweudungverursachtvon 12 677 M. 78 Pf. Zur völligen Ausführung einiger für das
Jahr 1876 bewilligtenaußerordentlichen Anschläge mußten im Jahre 187? noch 2? 867 M. 13 Pf.
verausgabt werden.
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Die ertraordinaireu Aufwendungenfür die Brzirksstraßen haben sonach in 187? im
Ganzen 203 982 M. 43 Pf. betragen.

Necapitnlation.

Die Kosten der Straßenunterhaltung pro 187? stellen sich:

vormalige Staatsstraßen:
gewöhnliche Unterhaltung ....... 1 548 563 M. 32 Pf.
extraordinaire Instandsetzung ...... 212 390 „ 5 „

vormalige Bezirksstraßcn:
gewöhnliche Unterhaltung ...... 1936552 „ 13 „
extraordinaire Instandsetzung ...... 203 982 „ 43 „

Summe. . 3 901 48? M. 93 Pf.
3) Aulaugend Neu- und Umbauten, so lagen zur Beschlußfassung dem Provinzial-Verwal-

lungsrathe in der Sitzung vom Februar 187? folgende Anträge vor:
Forderung der Königlichen Regierung in Cöln zum Neubau einer Chaussee zur Verbindung

des Erst- und Ahrthales von Münstereifel nach Schuld im Kreise Adenau und zwar als erste Rate
90 000 M. Ein Beschlußkonnte nicht gefaßt werden, weil das Projekt nicht vorlag; dem Bau
ist jedoch neuerdings wieder näher getreten worden und liegt darüber ein besonderes Referat vor.

Seitens der Königlichen Regierung in Coblenzwaren beantragt:
83 000 M. für die Verlegung der Wetzlar-HerbornerStraße beim Bahnhof Wetzlar,

100 000 „ für die Anlage einer neuen Straße um die Stadt Wetzlar und Bau einer Lahubrücke,
100 000 „ zur Erbreiterung der Moselbrücke in Coblenz,
300 000 „ für die Anlage neuer Chaussee-Verbindungendurch die Eifel von Oberzissen nach

Adenau und von Mayen nach Kempenich.
Die Verhandlungenüber die beiden ersten Projekte wurden noch nicht für reif erachtet,

namentlichschien die Heranziehung der betheiligteuInteressenten nicht hinreichendangeregt. Von
einer Bewilligung wurde zunächst Abstand genommen. Zur Erbreiterung der Moselbrücke in Cob¬
lenz, worüber der Anschlag mit 252 000 M. abschließt, wurde pro 1877 statt der beantragte«
100 000 M. ein erster Credit von 52 000 M. bewilligt. Bei der Einleitung der Ausführung
ergab sich, daß die Fundamente der Brückenpfeiler noch einer gründlichenRevision bedürfen, auch
die Verhandlungen mit den bei dem Brückenbau interessirtenKorporationen noch nicht in allen
Punkten geführt waren. Es hat der Bau einstweilen sistirt werden müssen. Die im Jahre 187?
erwachsenen Kosten betragen................ 1 609 M. 40 Pf.

Anlangend endlich die projektirten Chaussee-Verbindungen in der Eifel,
so hat diese Angelegenheitauch dem im Jahre 187? versammelten 25.
Provinzial-ttandtage vorgelegen,welcherdie Beschlußfassung über dieselbe noch
aussetzte, und auf dessen Verhandlungen hiermit verwiesen wird.

Die Königliche Regierung zu Düsseldorf beantragte für die Ver¬
legung der Schlebusch-BeyenburgerStraße in der Stadt Wermelskirchen den
Betrag von 50 000 M, Von der Bewilligung wurde Abstand genommen,
weil das Projett lediglich städtischen Interessen diene und die Ausführung der
Stadt Wermelskirchenselbst zu überlassensei. _____________

zu übertragen 1 609 M. 40 Pf,
11"
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Uebertrag 1 609 M. 40 Pf.
Nachdemzur Erhöhung der Trier Berncastel-Büchenbeuren'erStraße

in Lieser, RegierungsbezirkTrier, pro 1876 — 28 000 M. bewilligt waren,
ist pro 1877 für die Verlegung derselben Straße zwischen Lieser und Cues
ein weiterer Credit von 28 500 M. bewilligt worden. Die Arbeiten sind
einstweilenverschoben, um zunächst noch zu beobachten, welchen Einfluß der
Betrieb der Mofelbahn auf den Verkehr jener Straße ausüben wird.

Im Jahre 1876 war für den Bau einer Brücke bei Dierdorf,
RegierungsbezirkCoblenz, ein Credit von 15 000 M. bewilligt. Die Brücke
ist erst im Jahre 187? vollständigausgeführt worden und hat in 187? noch
einen Kostenaufwandvon ................. 9 872 „ 26 „
verursacht.

Für die Wiederherstellung der durch Wolkenbruch beschädigtenStraßen
im Hahnebachthal, namentlich auch zum Bau einer Brücke, war im Jahre
1875 ein Credit aus Bezirksstraßenmittelndisponibel gestellt,die Ausführung
hat sich zum Theil noch in's Jahr 1877 erstreckt und betrugen die Ausgaben
in 187? ..................... 16 176 „ 59 „

Für den Neubau der Nahebrückein Kirn, welcher im Großen und
Ganzen in den Jahren 1875 und 1876 ausgeführt wurde, sind im Jahre
1877 noch ..................... 16642 „ 49 „
ausgegebenworden.

Die in 187? zu Neubauten «. gezahlte Summe beläuft sich somit
im Ganzen auf ................... 44 300 M. 74 Pf.

4. Den am 1. April 1877 vorhandenen Provinzialstraßen sind im Laufe des Jahres die
in nachfolgenderTabelle bezeichneten Gemeinde-Chausseenin Folge Uebernahme derselben nach
bedingungsgemäßemAusbau als Provinzialstraßen hinzugetreten:



Datum Bezeichnung
Datnm

des die
Datum

der den Lasse der Straße Lauge
Die Straße
wurde zur

der Uebernahme Mchlich l,e° ! und örtlichen
-7> Ueber-

nähme
1877.

der qenehmistcn'
den Land¬

Mistenden
Aller!, ochsten Angabe der berührten

der Ver¬
waltungzu¬«

N»,
Straße. tag«-Äc-

lchlusse«.
Cadinet?-

Ordre, Ortschaften.
Straßen. getheilt der

Insuection>»^ Meter.

1 1. Juni Von der Gemeinde- 5. Juni 6. August Geht von der Solingen Essen-Horster 1820 Düsseldorf.
straße von Carnap 1874. 1874. Provinzialstraßc bei Carnap ab
nach Vottrop die und führt über Wellheim bis zur
von der Gemeinde Grenze des Kreises Rccklinghausen
Carnap ausge- resp, bis zur Regierungsbezirks-
baute Strecke. grenze, woselbst sich die nach

Vottrop führende, ebenfalls chaussee¬
mäßig ausgebante Straße als
Fortsetzung anschließt.

2 1, Juli Von Süchteln nach 8. Juni 81. Juli Direkte Verbindungder Orte Süch¬ 7 310 Gllldbach.
Lobberich 1874. 1874. teln nnd Lobberich in der Fort-

sctzung der Crefeld - Süchtelncr
Straße.

3 1. No- Von Fliegenbusch 5. Juni 6. August Von der Essen-Nuhrorter Ehanssee 5 244 Düsseldorf.
vember. bis zum s. g.

Planlcnschemm.
1874. 1874. bei der Zeche Wolfsbank am soge¬

nannte« Fliegenbuschbeginnend,
führt die Straße durch die Ge¬
meinden Mühlhoven, Vocholt,Vor¬
deck, Vogelheim an der Zeche Neu¬
wesel, Wolfsbaul, EarolusWagnus
bei Prosper vorbei uud endigt an
der PlantenschemmgeuauntenVriictc
über die Emscher im Anschluß au
die im Kreise Reckliughausenweiter
nach Vottrop führende Chaussee.

4 1. No¬ Von Tönnisstein 8. Juni 31. Juli Bildet dle Fortsetzungder in Tön¬ 7 953,4 Eobleuz.
vember. nach Oberzissen. 1874. 1874. nisstein auslaufcndenVrohl-Pro-

uiuzialftraße und sschrt von da
durch die GemeindenNurgbrohl,
Weiler uud Niederzissen bis nach

' Oberzissen.

5 1. No¬ Von der Gemeinde¬28. März 28.Angust Verbindung des Ortes Vallendar 5 250,8 Cublenz.
vember. straße von Vallen-

dar nach Hohr
die Strecke von
Vallendarbis zur
Regierungsbe-
zirlsgrenze.

1868. 1868. mit dem vormals nassauischen
GrcnzorteHohr.

Summe . . 2? 078,2 1

Die Gesammtlängeder im Jahre 1877 neu übernommenen Proviuzialstraßen beträgt nach
dieser Zusammenstellung27 078,2 Meter.
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Das Verfahren zur Uebernahmebestand im Allgemeinendarin, daß auf die Anzeige von
der Fertigstellungdes Baues resp, der bewirkten Instandsetzungdie Straße einer örtlichenBesich¬
tigung und Prüfung in Bezug auf die bediuguugsgemäßeHerstellung durch Eommissare der Pro-
vinzialstraßen-Verwaltung,evcutuell unter Betheiligungvon Vertretern der betr. Königlichen Regierung,
unterzogen wurde, wobei die an der Straße betheiligten Gemeinden ebenfalls vertreten waren.
Auf Grund dieser Besichtigung,worüber von den Eommissare»der provinzialständischen Verwaltung
Bericht erstattet wurde, erfolgte entwederdie Festsetzung des Termins zur Uebernahmeder Straße
oder es wurden, sofern Anstündevorgefundenwaren, diejenigen Nacharbeitenund Leistungen bezeich¬
net, welche von den Gemeinden vor der Uebernahme noch auszuführen seien. Im letzteren Falle
ist zugleich die Verwaltung ermächtigtworden, nach Ausführung der Nacharbeiten die Uebernahme
vorzunehmen,beziehungsweise die Uebernahme-Verträgemit den Gemeindenabzuschließen.Handelte
es sich nm ganz unerheblicheAnstände oder um Nacharbeiten, die sofort nicht bewirkt werden konnten,
so erschien es als in der Billigkeit liegend,dieserwegen nicht den Termin der Uebernahme zu
verzögern beziehungsweiseden Gemeinden nicht die Last der Unterhaltung, die alsdaun doch, wie
anzunehmen, mit wenig Sorgfalt ausgeübt worden wäre, länger zu belassen und wurden dagegen
die Gemeinden in dem Uebernahme-Verträgezur Nachholungder Arbeiten uuter der Controle des
Wegebau-Inspektors verpflichtet. Die Ausführung der zur vollständigenHerstellung der Straße
nothwendigenNacharbeiten beziehungsweisedie Beseitigung der bei der örtlichen Besichtigung
constatirteu Mängel wurde grundsätzlich den Gemeinden selbst überlassenuub die Ausführung durch
die Organe der Straßenverwaltung nur in einem Falle und zwar bezüglich der Vallendar-Höhr'er
Straße zugegeben, nachdem die GemeindeValleudar sich erboten hatte, die auf Grund spezieller
Veranschlagung ermittelte Kostensummeder Straßenverwaltung baar zu überweisen, und die Art
der Herstellungsarbeiten(Drainage) die Ausführung durch den Wegcbau-Inspettor wünschenswerth
erscheinen ließ.

In den Uebernahme-Verträgen werden die Gemeinden verpflichtet, den Privilegien- und
hypothekenfreien Besitzstandder Straße resp, des zur Straße verwendetenGrund und Bodens zu
gewährleisten, für die Nichtigkeitder Grenzen einzutreten, die Freiheit des Straßenterrains von
jedwederServitute zu garantiren, sowie endlich die Garantie Rechtens in Bezug auf alle bei der
UebernahmevorhandenenVorfluths- und Eutwässeruugs-Aulagenbleibend zu übernehmen. Weiter
wird die Anlieferung eines Straßcu-Inventars uud Handrißplaues nach einem für die Proviuzial-
straßen in Gebrauch genommenenSchema von den Gemeinden verlangt.

Es ist hier Gelegenheit, einer prinzipiellen Frage bezüglich des Uebernahme-Verfahrens
Erwähnung zu thun.

In einem gelegentlicheines Spezialfalles vom Herrn Minister für Handel «.'an den
Herrn Ober-Präsidenten der Nheinprovinz gerichteten Erlasse vom 9. Februar 1876 hatte der
Herr Minister ausgesprochen, daß, da nach der Bestimmung in, 8- 2 des Proviuzialstraßen-Regu-
lativ's die Aufnahme einer Kunststraße unter die Zahl der Prooiuzialstraßen der Beschlußfassung
des Provinzial-Landtags unterliege, von Letztcremfolgeweiseauch der Zeitpunkt dieser Aufnahme
durch nochmalige Beschlußfassung festzusetzensein werde, und daß die Festsetzung durch den Provin-
zial-Verwaltungsrath nur unter Vorbehalt der nachträglichenZustimmuug des Provinzial-Landtages
erfolgenkönne. Dabei regte der Herr Minister an, eine Beschlußfassung des Provinzial-LaudtageS
darüber einzuholen,ob die Festsetzung des Zeitpunktes, mit welchem die von dem Provinzial-Land-
tage genehmigteAufnahme einer Kunststraße unter die Provinzialstraßen erfolgen solle, nicht dem
Provinzial-Verwaltungsrathe beziehungsweise dem Landes-Direktorzu übertragen sei.
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Der Proviuzial-Verwaltnngsrath hat diese Auffassung als zutreffend nicht anerkannt, sich
vielmehr dahin ausgesprochen, daß er sich zur Bestimmung über den Termin der Uebernahme einer
vom Provinzial-Landtage zur Aufnahme als Provinzialstrciße bestimmten Straße selbst competent
erachte. Der Zeitpunkt der Uebernahme hänge - von der Erledigung der vom Provinzal-Landtagc
in dem Aufnahme-Beschlusse gestellten Bedingungen ab. Die Beurtheilung, ob letztere erfüllt feieu,
sowie der Akt der Uebernahme selbst müsse lediglich als eine administrative, von der Verwaltung
zu bewirkeude Maßnahme angesehen werden. Der Beschluß des Provinzial-Landtags, womit die
Aufnahme einer Straße unter Stellung von Bedingungen genehmigt werde, enthalte von selbst die
Genehmigung der Uebernahme mit dem Zeitpunkte, wo die gestellten Bedingungen erfüllt feien, die
Prüfung in dieser Beziehung könne nur als Obliegenheit der Verwaltung augesehen werden, zumal
Nichts für eine gegentheilige Auffassung weder in dem Regulativ noch in den Verhandlungen über
dessen Erlaß aufzufinden sei. Diese Auffassung wurde dem Herrn Ober-Präsidenten mitgetheilt und
zugleich bemerkt, daß dieselbe zur Kenntniß des Provinzial-Landtages gebracht werden solle, was
hiermit geschieht.

Eine Erwiderung des Herrn Ober-Präsidenten ist nicht weiter erfolgt.
5. An früher bewilligteu Prämien siud im Jahre 187? in Folge Beendigung der

prämiirten Straßenbauten folgende Beträge gezahlt worden:

«. für den Straßenbau von Fliegenbusch bis zum Planlenschemm der Gemeinde
Borbeck ................. 16 ?80,8N M.

!>. für den Straßenbau von Calcar nach Winnckendonk den
betheiligten Gemeinden zusammen ........ 29 640,— „

Summe 46 420,80 M.

Die Zahlungen gründeten sich ans frühere Zusagen von Seiten der Königlichen Staats-
Regierung, in die der Provinzialverband einzutreten hatte.

Im Jahre 1877 haben folgende Bewilligungen von Prämien zu Kunststraßenbauten
stattgefunden:

-,. Für den ausgeführten Straßenbau von Münster a. St. nach Niederhauseu wurde
in Rücksicht ans die bei der Ausführung entstandenen erheblichen Mehrkosten
gegen den Anschlag und die dadurch herbei geführte finanzielle Bedrückuug der
Gemeinden eine Erhöhung der staatsseitig bewilligten und gezahlte,, Prämie von
8000 Thlr. auf 12 000Thlr. (36000 M.) bewilligt. Der Betrag der Erhöhung
ist mit der Summe von 9038,94 M. in 1877 gezahlt worden,

b. Dem Kreise Bitburg wurde zum Bau einer Chaussee von Wallendorff über Nieders-
gegen nach Obergegen eine Prämie nach dem Satze von 4 M. pro laufenden Meter
Straßenlänge zugesichert. Die Länge der Straße beträgt nach dem Anschlage
10 685 Meter, danach die Prämie vorbehaltlich der Berechnung nach der Aus¬
führung 42 740 M. Betrag der Bautosten 131 710 M.

o. Der Gemeinde Haan wurde zu der durch Landtagsbeschluß vom 9. Juni 1874
ans Bezirksstraßeufonds zugesagten Beihülfe von 9 000 M. zum Bau eiuer
Straßeuverbindung von Haan nach dem Bahuhofe Haan die Summe von im
Ganzen 6 000 M. als Prämie bewilligt. Die Kosten des Baues sind veranschlagt
ans 50 800 M.
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<1. Zum Bau des Straßenzuges vou Steele nach Kupferdreh mit Abzweigung bis zur
Bochumer Kreisgrcuze bei Nierenhof wurde eine Prämie nach dem Satze von 3 M.
pro Meter zugesagt. Länge nach der Veranschlagung 9 327 Meter, Betrag der Prämie
27 981M. Summe des Kosteuauschlags 316 000 M.

e. Zur Aufstellung von Projettstücken für den Bau einer Straße von Schuld uach Müsch
wurde eiue Beihülfe bis zum Maximalbetrage vou 2 400 M. bewilligt, vorbehaltlich
der spätere« Anrechnung auf eine etwa zu gewährende Bauprämie.

Der durch deu ausgeführte» Straßenbau von Hcrchcn nach Weherbusch in eine bedrängte
finanzielle Lage gerathenen Gemeinde Werthauscn, Kreis Altenkirchen, ist eine nachträgliche Unter-
slützung von 4 000 M. aus dem Prämienfonds bewilligt und gezahlt worden.

Die Prämicnstraßen Haan-Bahuhof Haan und SteeleHupferdreh-Nierenhof sind zur Ueber-
nähme auf den Provinzialstraßenfonds designirt.

6. Auf den Fonds zur Unterstützung des Gemeindewegebaues wurden in 1877
an fällig gewordenen Beihülfen aus früheren Jahren angewiesen zusammen 68 698,89 M.

Bezüglich der Anträge zn Ocmeinde-Wcgebauteu ist das Verfahren eingeführt, daß die
minder wichtige:: Anträge jährlichs gcfammelt zur Vorlage kommen und daß im Laufe des Jahres
nur die, größere Aauausführungeu betreffenden Anträge einzeln eingereicht werden. Demgemäß
erfolgen auch die Bewilligungen.

In 187? haben Einzelbewilligungen stattgefunden, wie folgt:
».. Dem Kreife Merzig zum Bau einer auf 270 000 M. veranschlagten Brücke über

die Saar zwischen Merzig und Hilbringen 30 000 M.
d. Den Gemeinden Gemüud-Uebereifenbach und Dauvelshausen zum Bau eines Verbin¬

dungsweges von Gemünd nach Dauvelshausen(Auschlagssumme4? 148 M.) zusammen
19100 M.

l!. Der Bürgermeisterei Eitorf zum Bau einer Brücke über die Sieg bei Kellers mit
anschließenden Wegeverbindungen flußabwärts nach Merten und flußaufwärts nach
Halft (Anfchlagsbetrag 90 000 M.) 20 000 M.

cl. Den Gemeinden Dahlem, Trimport und Idenheim zum Bau eines auf 43 385,66 M.
veranschlagten Anschlußweges von Idenheim an die bei der Haltestelle Auw der Eifel-
eisenbahu gebaute Brücke über den Khllbach zusammen 15 000 M.

Auf Gruud der Sammel-Anträge pro 187? sind bewilligt worden an Gemeinden im
Regierungsbezirke:

Trier zusammen ........46825 M.
Cöln „ ........12 800 „
Aachen „ ........25211 „
Düsseldorf „ ........ 18 600 „
Coblenz „........ 27 025 „_______

Summe .... 130461 M.

Auf die in 187? erfolgten Bewilligungen haben bis zum Rechnungsabschlüsse Zahlungen
stattgefunden im Gesammtbetrage von 77 341 M.

Die Zahlungen haben insgesammt betragen 146 039,89 M.
Ans die in den Akten befindlichen und vorgelegten Nachweisen über die Unterstützungen des

Gemeindewegebaues in den 5 Regierungsbezirken wird besonders hingewiesen. In den Nachweisen
sind die von dem Provinzial Verwaltnngsrathe bewilligten Unterstützungen kreisweise verzeichnet.
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Es wird hier eine Uebersicht über die im Jahre 1876 erfolgtenBewilligungen von
Neubau-Prämien und Beihülfen zum Gemeinde-Wegebau nebst den auf die betreffenden
vorausgegangenenZahlungen angereiht.

Im Jahre 1876 erfolgtenBewilliguugenvon Prämien zu Kunststraßen:
g,. Zum Bau der Gemeinde-Chaussee von Velbert nach Kuhlendahl eine Prämie nach dem

Satze von 3,2 M. pro Meter, Länge der Straße 2 907,5 Meter. Betrag der Prämie
9 304 M., Summe des Kostenanschlags 56 700 M.

d. Zur Fortführung der Gemeinde-Chaussee durch das Wiedthal, s. g. Wiedbachstraße,
in der Strecke von Neustadt bis Roßbach eine Prämie nach dem Satze von 4 M.
pro Meter.

«. Zur Fortsetzungder Moselthalstraße in der Strecke von Dusemond bis Filzen eine
Prämie von 4 M. pro Meter. VeranschlagteLänge 918,90 Meter, Betrag der Prämie
3 675,60 M, Summe der Baukosten 15 710 M.

ll. Zum Ausbau des Weges von Dornap über Dussel nach Wülfrath eine Prämie nach
dem Satze von 20 000 M. pro Metermeile, macht für 1400 Meter Straßenlänge
3 733,33 M. Die Baukostenfind auf 88 000 M. veranschlagt.

«. Zum Ausbau der Straße vou Neviges nach Tönnisheide eine Prämie nach dem Satze
von 3 M. pro Meter. Länge 2 070 Meter. Betrag der Prämie 6 210 M.

Eine zum kunststraßenmäßigeu Ausbau des Weges von Sevclcn nach Issum bewilligte
Prämie ist in Folge Nichtzustanbekommens des Projekts rückfällig geworden.

Anträge auf Zahlung von Prämiengcldern sind in 1876 nicht gestellt worden, der Fonds
ist also intakt geblieben.

In 1876 erfolgten Bewilligungen von Unterstützungen zu Communal-Wege
bauten und zwar zunächst Einzelbewilligungenzu größeren Banausführungen:

^. Zu der (incl. der beiderseitigenAnfahrten) auf 230 000 M. veranschlagten Einrichtung
der Eiscnbahnbrücke über die Mosel bei Als für den Landverkehr . . 150 000 M.

d. zum Bau der zu 70 400 M veranschlagtgewesenen Brücke über die
Blies bei Saargemünd ............... 29 000 „

e. zum Bau einer Brücke über die Lahn bei Leun im Kreise Wetzlar
(Nnschlagssumme 141000 M.) ............ - 24000 „

Summe 203 000 M.
An summarischen Bewilligungen sind sodann zur eigenenVerthcilung auf die pro 1876

angemeldetenSammelauträge deu KöniglichenRegierungen im Anschlüsse an die Verwendungen
des Vorjahres gleich hohe Beträge zur Disposition gestelltworden und zwar:

Trier ...... 51 000 M.
Coblenz ..... 21000 „
Cöln ...... 15 000 „
Aachen ..... 19089 „
Düsseldorf .... 18000 „

Summe 124 089 M.
Die creditirten Beträge sind von den Königlichen Negicrnngen ganz verwandt und dies¬

bezügliche Nachweisen mitgetheiltworden.
Die Zahlungen der fällig gewordenen Beihülfen fanden durch die ständische Centraltasse

statt und sind 1876 zur Anweisung gekommen 82181 M.
12
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7. In Folge des Beschlusses des 25. Provinzial-Landtagsvom 12. April 187?, durch
welchen im Interesse der Landwirthschaftdie möglichst baldige Beseitigung der an den Provinzial-
straßen noch stehenden Pappeln, Eschen und Ulmen angeordnetwurde, ist vom Provinzial-Verwal-
tungsrathe in den Sitzungen vom 18. April und 30./31. Juli 187? für die Ausführung näher
bestimmtworden, daß die Pappeln, Ulmen und Eschen überall, wo sie als Straßenbäume im
Walde, in hohen Böschungenund Oedland stehen, einstweilenerhalten werden sollen, weil in diesen
Fällen ein Schaden für die Landwirthschaftnicht zu erwarten steht, und daß in jedem einzelnen
Falle festzustellensei, ob der Schaden, den die Bäume den Adjazenten bringen, nicht durch die
Annehmlichkeit der Baumpflanzung aufgewogenwird, so daß diese bereit sind, den Schaden im
allgemeinen Interesse auch ferner zu tragen. Auch soll die Beseitigung immer nur in der gewöhnlichen
Fällungszeit und auch erst dann erfolgen, wenn der Schutz, den die Baumpflanzung der Straße
gewährt, durch andere Vorrichtungenoder Neupflanzungenwieder geschaffen ist.

In Befolgung dieser Bestimmungenist schon im Winter 1877/78 eine erhebliche Anzahl
der qu. Bäume, namentlichin den Wegebau-Inspektionsbczirken Saarbrücken,Trier, Wesel, Düsseldorf
und Barmen, von den Provinzialstraßendurch Verkauf entfernt worden, und wird darauf Bedacht
genommen, in denjenigenGegenden, wo Klima und örtlicheVerhältnisse dies thunlich erscheinen
lassen, allmählichObstbäume an den Straßen anzupflanzen, wodurch für die Zukunft auch eine
größere Einnahme aus den Chausscebäumeu angebahnt wird.

Den weitaus meistenAnträgen auf Beseitigung der fraglichenBäume hat seitens der
Verwaltung entsprochen werden können.

Im Uebrigen wird auf das dem Landtage vorliegendeSpezial-Neferat über diese Ange-
legenheithingewiesen.

IV. Mozesse.
Beim Uebergang der Straßenvcrwaltung auf die provinzialständischc Verwaltung sind die

nachstehend aufgeführten Prozesseauf Letztere übergegangen:
1. Klage des Hasenclever zu Reinscheidwegen Entschädigungfür eine Seitens der

Straßenverwaltung in Besitz genommene Grundflächean der Birgderkamp-TrübsalerProviuzialstraße.
2. Desgleichendes Kürten zu Düsseldorf wegen Beseitigung von Chausseebäumen an der

Diisseldorf°BarmenerStraße.
3. Desgleichen des Merkens zu Cöln wegen Entwässerungder Aeuel-HonncferStraße

nach den Merkens'schenParzellen in der GemeindeHonnef.
4. Desgleichen des Röckerath zu Hamm wegen Beschädigungseines Wohnhausesund

Gartens in Folge von Wasserzuflüssen von der Düsseldorf-HammerStraße.
5. Desgleichen der Eheleute Schmidt zu Bonn wegen Entschädigungfür ihr durch das

Alignementder Cöln-CoblenzerStraße entzogenes Terrain.
6. Desgleichen des Gärtner zu Wesel wegen einer Forderung von 421 M. für an¬

geblich ausgeführte Arbeiten an der Düsseldorf-EmmericherStraße.
7. Desgleichen der Wittwe Schmitt zu Münster am Stein wegen Erhöhung der

Kreuznach-EbernburgerStraße vor ihrem Hause.
8. Desgleichen des Handelsmannes Bergh zu Neuerburg wegen Beschädigungseines an

der Cöln-LuxemburgerStraße gelegenen Hauses in Folge eines Straßendurchlasses.
9. Desgleichen des Kürten zn Ziverich wegen Beschädigungseines Hauses :c. in Folge

von Wasserzuftüssen von der Cöln-AachenerStraße.
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10. Desgleichendes Hersemeier aus Bilstock wegen Beschädigungdurch einen Fall in
einen Stollen an der Saarbrück-Bingener Straße.

11. Desgleichen der Oastwirthin Immich aus Enkirch wegen eines von der Straßen¬
verwaltung beim Neubau der im Zuge der Moselstraße in Enkirch gelegenenBrücke in Besitz
genommenenGrundstückes.

12. Klage gegen die GemeindeZieverich wegen Erstattung der antheiligenKosteneiner
an der Cöln-Aachener Provinzialstraße in Zieverich ausgeführten Rinnenanlage.

13. Klage des Sondermann in Gummersbachwegen Festsetzung der angeblichzweifel¬
hafte» Grenze zwischen dem zum Wohnwesen des Klägers in Gummersbach gehörigen Grund-
eigcnthnmund dem Straßenterrain der Gummersbach-HückeswagenerProvinzialstraße.

Seit dem Uebergangeder Straßenverwaltuug auf die provinzialständische Verwaltung sind
nachstehende Prozesse hinzugekommen:

1. Klage des Thelen zu Lohausenwegen Besitzstörungdurch Auswerfen eines Chaussee¬
grabens vor dessen Hause an der Düsseldorf-MünstererProvinzialstraße.

2. Desgleichen des Hofbauer in Elberfeld wegen angeblich in Folge mangelhafter
Brückenanlage erlittenen Sturzes von der bei Elberfeld gelegenenOtterbrucher Chaussee (Pro¬
vinzialstraße)in den unter derselben herfließenden Bach. (Friedensgericht.)

3. Desgleichen des Zimmer aus Niederlinrweiler wegen Entziehung der Obstnutzung
einiger an der Saarbrück-Bingener Straße stehender, ihm eigenthümlichgehörender Obstbäume.
(Friedensgericht.)

4. Desgleichen des Seigueux zu Altentircheu wegen Herausgabe des von demselben an¬
geblich angekauften, von der Ortspolizeibehörde mit Beschlag belegten Pappel-Abfallholzcs der
Coblenz-Olpcr Provinzialstraße.

5. Desgleichendes Stephan Drolshagen in Brohl wegen Beschädigungseines Grund
stiickes durch eiuen Straßengraben an der Cöln-Mainzer Provinzialstraße.

6. Klage gegen Troja zu Fischbach wegen Ersatz eines Stempelbetrages.
7. Desgleichen gegen Peter Jäger ^ Cons. zu Dasberg wegeu rückständig gebliebener

Graspachtbeträge der Coblenz-OlperStraße.
8. Desgleichen gegen Unternehmer Gillen K Weiler resp, deren Bürgen zu Bitburg

wegen Ersatzes von Mehrkosten aus il oouw-Lieferuugen für die Trier-Aachener und Bitburg-
EchternacherStraße.

9. Desgleichender Wittwe Schwirtz zu Hamm wegen Beseitigung eines Chausseegrabens
an der Düsseldorf-HammerStraße.

10. Adcitationsklageder Firma E. Hardt & Co. zu dem von der Stadt Cöln gegen
diese Firma angestrengte»Prozesse auf Beseitigungder dortigen Pferdebahn.

Die in erster Reihe unter 8, 9, 12 und 13 und in zweiter Reihe unter 2, 4, 5, tt, ?,
8, 9 aufgeführte» Prozesse sind zur Zeit noch in der Schwebe.

Der Prozeß Stadt Cöln gegen Hardt resp. Provinz ist», durch Urtheil I. Instanz gegen
die Stadt Cöln entschieden, und wird die Angelegenheitmuthmaßlich in deu höheren Instanzen
zum endgültigenAustrag kommen.

In den Erkenntnissen ist der Straßen-Verwaltung die Zahlung nachfolgenderEnt¬
schädigungen und Kosten auferlegt worden:

12*
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Entschiiüinlmnen.

Staats- ^ Bezirks
Straßen.

.H 4!

Küste».

Staats- !I Bezirks-

Straßen.

^

Sumnic.

^«

1.
2.
3.
4.
5.
6.

7.
3.
9.

10.

11.

12.
13.
14.

Prozeß e/«. Hascnclever zu Nemscheid
„ „ KUrten zu Düsseldorf . .
„ „ Melkens zu Cöln . . .
„ „ Nöckerath zu Hainm . .
„ „ Eheleute Schmidt zu Bonn

„ Gärtner zu Wesel. . .

28 15«

„ Wittwe Schmitt zu Munster a/Stein
„ Nerg zu Neuerburg.....
„ Kürten zu Zieverich.....
„ Gastwirthin Immich zu Enlirch .

„ Wittwe Witt <K Cons. zu Keller .

Hersemcier zu Bildstock . .
Thelen zu Lohausen . . .
Zimmer zu Niederlinzweiler

Summe

330
250

7 789
426

Im Vergleichs-
Wege,

1964 29

61 248
244
335
117

1470
49

628

Von der Gesammtsumme fallen: auf 1877
„ 1878

1100
Im Vergleiche

Wege.
Die erstritten«Entschädigung
war n»ch uon der Staats»

lasse gezahlt.

12
38 928 21 1100

526

78
159
84

44

3 944 68

64?

277

947

28 404
244
665
867

9 259
475

2 592
647
526

1122

277

78
159

81
91
82
93
88
88

33
44
44
08

06
98

96 85

- 1 44 919 > 89

—! 43 926
— I 993

36
53

V. Linaladschluß.
Nach dem am 16. April 1878 aufgestelltenFinalabschlusse der provinzialständischen Haupt¬

tasse über die Einnahmen und Ausgaben der Straßenbau-Verwaltung pro 1877 betrug
die Ist-Einnahme ................. 5 06? 930 M. 19 Pf.
„ Ist-Ausgabe ................. 4 642 773 „ 8 „
und schloß demnachdie Kasse mit einem Bestände von ..... 425 157 M. 11 Pf. ab.

Dieser Bestand wurde dadurch herbeigeführt, daß in mehreren ständischenWegebau-
Iuspcctionen, aus den bereits früher entwickelten Gründen, die Ausführung der in den Kosten¬
anschlägenpro 1877 vorgesehenenLieferungenund Arbeiten noch im Rückstände war, also noch
vielfachbedeutende Zahlungen auf das Jahr 187? stattzufindenhatten, und die Anschläge zu dem
hierzu bestimmten Termine nicht abgerechnet werden konnten.

Um die betreffenden Kostenanschläge in der Rechnung pro 1877 möglichstals beendet
nachzuweisen und ein richtigeres Bild der auf das Jahr 187? entfallendenStraßenuutcrhaltungs>
tosten zu gewinnen, wnrde den' Wegebau-Inspcctoren znr Abrechnung der rückständigen Kosten¬
anschläge mehrfachdie bestimmteFrist verlängert, auch der stäudischeu Hauptkassedie Aufstellung
eines anderweitenFinalabschlussesaufgegeben, in welchemlediglichnoch die zur Unterhaltung der
Ehanssecnauf c^p. II. M. 1 des Etats für das Jahr 1877 effettuirten Zahlungen Berücksich¬
tigung finden sollten.
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Dieser Abschluß hat nunmehr am 12. Oktober 1878 stattgefunden und beträgt nach demselben
die Ist-Einnahme .................. 5 06? 930 M. 19 Pf-
und die Ist-Ausgabe ................. 4 710133 „ 3 „
mithin der Bestand ................. 35? 79? M. 16 Pf.

Dieser Bestand ist der Provinzialstraßen- Verwaltung belassen, damit dieselbe den ein¬
gegangenenVerpflichtungen, namentlich in Bezug auf Prämieubewilligungenund Beihülfen zum
Commnnal-Wegebaunachkommen könne.

VI. Uebersichtüber den Stand und den Zweck der bei der Straßen Ucrwnltnng
vorhandenen Ucbensmds.

(0ap. I. 'litel N. l. des Etats.)

Durch Reglement des Herrn Oberpräsidenteu der Rheinprovinz vom 16. April 1855 ist
für jeden Regierungsbezirkdie Bildung eines Fonds zur Unterstützungder Wittwen von etats¬
mäßig angestelltenStaats- und Bezirtsstraßen- Aufsehern und Wärtern angeordnetworden. Die
Einnahmen dieser Fonds haben bestanden:

ll. in der Hälfte der ans dem Grasnutzungsfonds zu Gratifikationen für die Aufseher
der Staatsstraßen vorher jährlich bewilligtenSummen;

d. in der Hälfte des von der Grasnutzuug auf den Bezirtsstraßenaufkommeudenund vordem
zu Gratifikationen uud Unterstützungenfür die Aufseher dieser Straßen verwendeten Betrages;

c. in V« der für Polizei-Coutraventionenauf Staatsstraßen eingehenden Geldstrafen,welches
bestimmungsmäßig zur Unterstützung von Hinterbliebenen der Ehcmssceaufseher verwendbar ist;

c!. in der Hälfte der für Chausscepolizei-Ucbertrctuugenauf den Bezirtsstraßenaufkommende»
Strafgelder;

e. in den Ordnungsstrafen,welche gegen Aufseher und Wärter des Bezirks verhängt wurden;
f. in den von Chaussee-Aufsehern des Bezirks oder von Wohlthätern dem Fonds zuge¬

wendetenfreiwilligenBeiträgen.
Unterstützungenaus dem Fonds empfingen die Wittwen von folcheu Ehaussec-Aufsehern

uud Wärter», welche zur Zeit ihres Ablebens auf Staats- und Bezirtsstraßen etatsmäßig angestellt
waren, inglcicheu die Wittwen von Aufsehern,die in dem Bezirke dienstuufähiggeworden sind. Die
Bewilligung der Unterstützungen erfolgte alljährlich an diejenigen Wittwen, welche derselben
bedürftig sind uud einen sittlichen uud ordentliche» Lebenswandelführen.

Die Verwaltung des Fonds erfolgte unter Leitung des Rcgierungs- Präsidenten von dem
Regierungs- uud Baurathe, welcher der Ehaussee-Verwaltungvorstand, und dem Kassen-Ratheder
Regierung; die Regierung dechargirtedie Rechnungen.

Nachdemvom 24. Provinzial-Landtage die Vereinigung der Bezirtsstraßenfonds und der
Fonds zur Uuterhaltuug der Staatsstraßen zu Einem Provinzialstraßcnfondsbeschlossenwar, wnrde
durch den Herrn Oberpräsidenten mit Schreiben vom 18. Mai 1876 die Frage in Anregung
gebracht, ob die für die RheinischenRegierungsbezirkebestehenden5 Unterstütznngsfo»dsfür die
Wittwen der Aufseher mit dem zu gründendenProoinzialstraßenfonds zu verbinde» seien. Der
Herr Handelsminister hatte in dem Erlasse vom 4. November 1875 sich mit dieser Maßnahme
einverstandenerklärt unter der Bedingung, daß die Provinz in Zukunft für die Unterstützung der
Chaussee-Aufseher und Wärter in demselben Maße, wie dies bisher geschehen, Sorge trage. Der
Provinzilll-Verwaltungsrath hat denn auch in der Sitzung vom 15./19. November 1876 die Ueber-
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nähme der Fonds unter der vom Minister ausgesprochenenBedingung für den 1. Januar 1877
beschlossen.

Der Stand der Fonds war bei der Uebernahmefolgender:

8
Neniernn.ll.s-

uezirl.

Capital- Bam
Die Iahrescillnahmen des

Fonds betrugen:
An Unter»

ftiitzungeu sind
gezahlt wor¬

Van u!t, l»««
bi« nlt„ 1«?5

sind dem
Kapitlllstock
jährlich zu»
gewachsen

durch¬
schnittlich.

Be¬
iner-funds

Ende 1876.

Best« li>

Ende 187«.
Zinsen der

Bestände
pro 1876.
^ 4

I Einnahme
nach Maßgabe

des Regle¬
ments,

l« jähriger
Durchschnitt,

Zusammen.

^l 4

den nach
in jährigem
Durchschnitt,

„« 4

luu-

Neu.

!

4

Aachen . .

Cobleuz . .

C»ln . . .

Düsseldorf .

Trier . . .

Summe

18 514

15 000

27 825,

87 500

18 350

03 3 950

15N0

3 030

3878

4 551

14

05

48

61

58

709

645

912

1683

467

50

05

26

2101

2 690

2 762

3 860

2 930

85 2 810

3 885

3 674

5 543

3 897

85

05

26

1652

2 450

2164

3170

8 070

51 776

885

1510

690

327

38

112 189 03 16 910 86 4 416
!

81 14 348 85 18 760 16 12 506 51 4188 88

Die Kapital- und Baarbestände sind an die ständische Hauptkasseübergeführt worden.

Der Fonds stellt sich für das Jahr 187? wie folgt:
Die Einnahmen betrugen pro 1877:

an Zinsen ..................... 4 570 M. 33 Pf.
an der Hälfte des aus der Grasuutzuug erzielten Erlöses ...... 15 276 „ 92 „
an Geldstrafen für Polizei-Eontraventionenauf den bisherigen Staatsstraßen ('/«) 14? „ 14 „
an Strafgelder für Polizei-Uebertretungen auf den vormaligen Aezirtsstraßen(^2) 665 „ 26 „
an Ordnungsstrafen der Aufseher .............. 89 „ 50 „
an sonstigen Einnahmen................. 6 „ — „

Zusammen . . . 20 755 M. 15 Pf.
Hierzu der verbliebeneBaarbestand ............. 16 910 „ 86 „

Summe der Einnahme ... 3? 666 M. 1 Pf.

An fortlaufenden ordentlichen Unterstützungensind
an 91 Wittwen.......... 14 554 M. — Pf.

und an außerordentlichenUnterstützungenan 13
Wittwen ............ 629 „ — „

gezahlt worden.
Ein unter den Effekten des Aachener Fonds befind¬

liches Sparkassenbuchüber 1114 M. 3 Pf.
ist verkauft und an dessen Stelle Staats-

zu übertragen 15183 M. — Pf. 37 666 M. 1 Pf.
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Uebertrag 15183 M. — Pf. 37 666 M, I Pf.
Schuldscheinezum Nominalwerthe von 1200M.
angetauft worden, die Mehrkostenbetrugen . 2 „ 75 „

Die Ausgaben des Fonds stellen sich daher pro 187? auf ..... 15185 „ 75 „
so daß Ende 187? ein Banrbestand von ...........22480 M. 26 Pf.

verblieb.
Aus dem Baarbestandewurden Staatsschnldscheineder 1876er Anleihe zum

Nominalwerthe von 17 000 M. mit einem Aufwandevon . . . . 16 626 „ 95» „
angekauft, so daß sich bei Beginn des Rechnungsjahres1878 der Unter^

stiitzungsfondsim Besitze eines Aaarbestandes von ...... 5853 M. 31 Pf.
und im Besitze eines Effektenbestandes im Nomiualwerthevon:

(112 189 M. 3 Pf. — 1 114 M. 3 Pf. ^ 1 20N M. -> 17 0NN M.) 129 275 M. — Pf.
befand.

Diifscldorf, im Januar 1879.

Der Provinzwl - Uerumltungs - Uich.

Wilhelm, Fürst zu Wirb.
Landtags-Marschall.
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